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Der 61-jährige Ruedi Blumer
sieht es als Vorteil, dass er
nicht im Nationalrat sitzt.
Er habe so mehr Zeit
für den VCS.

Markus Brotschi

In den letzten 15 Jahren wurde der Ver-
kehrs-Club der Schweiz (VCS) von zwei
Berner Frauen geführt, die im National-
rat sassen und dort die Interessen des
Umweltverbandes einbringen konnten.
Nun übernimmtmit dem St.Galler Ruedi
Blumer ein Mann, der nicht im eidgenös-
sischen Parlament sitzt. Blumer wurde
amWochenende seinem Konkurrenten,
dem grünen Nationalrat Michael Töngi
(LU), vorgezogen.

Die Wahl fiel mit 41 zu 38 Stimmen
knapp aus. Blumers Vorteil war, dass er
seit vier Jahren dem VCS-Zentralvor-
stand angehört und in dieser Zeit an der
Reorganisation des Sekretariats in Bern
mitgearbeitet hat. Im Gegensatz zu
Töngi konnte sich Blumer in den 23 Kan-
tonalsektionen bereits bekannt machen.

Der 61-jährige Blumer sieht es sogar
als Vorteil, dass der VCS von jemandem
geleitet wird, der kein Nationalrats-

mandat hat. Evi Allemann und Fran-
ziska Teuscher, seine beiden Vorgänge-
rinnen, seien durch das politische Amt
stark absorbiert gewesen, sagt er. Blu-
mer dagegen wird sich von Beginn weg
voll für seine neue Aufgabe einsetzen
können. Ende Juli wird er als Schullei-
ter im st. gallischen Wil frühpensio-
niert. Bereits im Januar, als das VCS-
Präsidium noch nicht vakant war, hatte
er sich entschieden, die Leitung der Pri-
marschule aufzugeben.

Wie Evi Allemann, die im März in die
Berner Kantonsregierung gewählt
wurde, gehört auch Blumer der SP an.
Für diese sitzt der gebürtige Glarner im
St. Galler Kantonsparlament. Der Grüne
Töngi empfahl sich den VCS-Delegierten
mit seinem politischen Netzwerk, das er
als Mitglied der nationalrätlichen Ver-
kehrskommission habe. Doch Blumer

sieht den VCS auch so genügend im eid-
genössischen Parlament vertreten. Drei
Mitglieder des VCS-Zentralvorstandes
sässen im Nationalrat und könnten die
Interessen des Verkehrs-Clubs einbrin-
gen, darunter der unterlegene Töngi,
der neu in den Vorstand gewählt wurde.

Vor allem während der Präsidiums-
zeit der Grünen Franziska Teuscher von
2003 bis 2013 handelte sich der VCS von
bürgerlicher Seite den Vorwurf ein, ein
Verhinderer-Club zu sein. Anlass waren
Beschwerden gegen Bauprojekte wie
etwa den Stadionneubau in Zürich und
gegen Verkehrswege. Der Streit gipfelte
in einer Volksinitiative der FDP zur Ab-
schaffung des Verbandsbeschwerde-
rechtes, die jedoch vom Volk im Novem-
ber 2008 wuchtig verworfen wurde.

«Die Zeit arbeitet für uns»
Der Kampf gegen neue Strassen und die
Förderung des Velo- und Langsamver-
kehrs sind weiter Prioritäten des VCS.
Blumer glaubt, dass viele Entwicklun-
gen dem VCS recht geben: «Die Zeit
arbeitet für uns.» Orte, an denen der
VCS mit Beschwerden eine Reduktion
der Parkplätze erreichte, würden heute
vorwiegend mit dem öffentlichen Ver-
kehr besucht. Als Beispiel nennt er die
Fussball- und Shopping-Arena in St. Gal-

len: Ein grosser Teil der Zuschauer und
Kunden reise mit dem Bus an.

Auch Tempo-30-Zonen sind in den
Städten immer häufiger, obwohl der VCS
2001 mit seiner Tempo-30-Initiative in
der Volksabstimmung gescheitert war.
Insbesondere in den rot-grün regierten
Städten gilt immer häufiger Tempo 30.
Die Stadt Bern etwa will auf allen Stras-
sen diese Limite einführen, auch auf
Hauptverkehrsachsen. Der neue VCS-
Präsident sieht darin die Politik seines
Verbandes bestätigt. Der Lärmschutz
und die Verkehrssicherheit brächten die
Gemeinden dazu, vermehrt auf Lang-
samverkehr und Tempo 30 zu setzen.

Ein weiteres Erfolgsprojekt sieht Blu-
mer im Bundesbeschluss Velo, über den
das Volk am 23. September abstimmt. Es
handelt sich um einen direkten Gegen-
vorschlag zur Velo-Initiative, an der der
VCSmassgeblich beteiligt war. «Ökologi-
sche Mobilität wird nicht mit demWech-
sel vom Dieselfahrzeug zum Tesla, son-
dern mit dem Umsteigen vom Auto aufs
Velo erreicht», sagt Blumer. Dem Prin-
zip, das Automöglichst wenig zu gebrau-
chen, werde in seiner Familie nachge-
lebt. Den gemeinsamen Kleinwagen
würden er, seine Frau und die drei Töch-
ter insgesamt nur ein- bis zweimal pro
Woche gebrauchen.

Vom Schulleiter zum Verkehrs-Club-Präsidenten

Bei einer Demonstration am
Samstag forderten zwischen
10 000 und 18 000 Bau-
arbeiter die Beibehaltung
des Rentenalters 60.

Rafaela Roth
Zürich

Die rote Welle erfasste Zürich am Sams-
tagmorgen ab 10.30 Uhr. Aus allen Teilen
der Schweiz drängten sich die Bauarbei-
terinnen und Bauarbeiter auf den Lim-
matquai – italienische, französische,
Bündner und Berner Wortfetzen wirbel-
ten durcheinander. Zürich sah rot: auf
Fahnen, Trillerpfeifen, Transparenten,
Unia-Mützen. 60, 60, 60 prangte wie ein
Stoppschild auf den Rücken der Demons-
tranten. «Uniti siamo forti» (zu Deutsch:
«vereint sind wir stark») stand in grossen
Buchstaben quer über der Limmat ge-
schrieben. Paukenschläge von Trommel-
formationen jagten den Puls der Demons-
tration in die Höhe. 18000 Bauarbeiter
waren da, sagen die GewerkschaftenUnia
und Syna. 10000 sagt die Polizei. So oder
so – es war eine Kraftdemonstration an
die Adresse der Baumeister.

Um die Pensionskasse zu sanieren,
will der Baumeisterverband das Renten-
alter der Bauarbeiter auf 62 Jahre erhö-
hen oder die Renten um 30 Prozent auf
durchschnittlich 3300 Franken kürzen.
Seit November 2017 wollen die Gewerk-
schaften verhandeln, ihr Angebot: Die
Pensionskasse soll mit einem zusätzli-
chen Lohnbeitrag von 0,75 Prozent, den
Arbeitgeber und Arbeitnehmer auftei-
len, gerettet werden. Doch die Baumeis-
ter zeigen sich bisher nicht bereit für
Verhandlungen.

Es ist mittlerweile 12.30 Uhr. Der
Demonstrationszug, der von der Polizei
bewilligt worden war, setzt sich in Bewe-
gung. Er wird von Limmatquai bis Hel-
vetiaplatz reichen, über zwei Kilometer.
«Wir ziehen heute die Boxhandschuhe
an», ruft ein Speaker vom Wagen in die
Menge: «Es reicht. Wir zeigen ihnen
jetzt, wer die Schweiz gebaut hat! End-
lich vernünftige Verhandlungen! Die
Frühpensionierung ist nicht verhandel-
bar!» Jubel in der Menge. «Wenn ihr auf-
hört zu arbeiten, steht die Schweiz still!
Und wir werden streiken, schon diesen
Herbst oder nächstes Jahr, wenn nicht
endlich vernünftig verhandelt wird»,
schreit der Speaker in die Menge.

Am Helvetiaplatz verdeckten grosse
Fahnen das renovierte Amtshaus: «Rente
mit 60», «Jour de paie», «Stop dumping»,
steht darauf geschrieben. «Das ist die
grösste Bauarbeiterdemo, die Zürich je
gesehen hat», ruft Nico Lutz, Unia-Sek-
torleiter Bau, an der Schlusskundgebung
auf der Tribüne ins Mikrofon.

«Die Gewerkschaften machen Stim-
mung», schreibt der Schweizerische
Baumeisterverband auf seiner Website.
«Um ihre Leute auf die Strasse zu brin-
gen, brauchen sie den Konflikt. Seit
einem halben Jahr blockieren die Ge-
werkschaften deshalb sämtliche Lösun-
gen für eine echte Sanierung der Früh-
rente.» Diese Strategie der Problembe-
wirtschaftung statt der Lösungssuche
würde am Schluss jedoch einzig den
Bauleuten schaden. «Lösungen finden
wir nicht auf der Strasse, sondern im
Dialog.» Der Verband argumentiert,
dass die inländischen Bauunternehmer
bereits jetzt nicht mit den Preisen der
ausländischen mithalten können.

Doch vielleicht kommt das Diskus-
sions-Angebot jetzt etwas zu spät. Ge-
mäss einer Befragung der Unia bei
20000 Bauarbeiterinnen und Bauarbei-
tern sprachen sich 93 Prozent für einen
Streik aus. Der Streit dürfte also weiter-
gehen. Am Samstag endete die Demons-
tration derweil friedlich.

Bauarbeiter
lassen die Muskeln
spielen

Zürich sah rot: Viele Demonstranten
trugen Unia-Fahnen mit. Foto: Keystone

Fabian Schäfer

Die FDP-Politikerin Silvia Steidle weiss,
wie man Steuerreformen versenkt. Die
Finanzdirektorin der Stadt Biel hat sich
in ihrer Partei unbeliebt gemacht, als sie
letztes Jahr zuvorderst gegen die Unter-
nehmenssteuerreform III kämpfte. Sie
gewann, das Volk versenkte die Vorlage,
und Steidle hoffte, der Bund lege nun
eine Reform in ihrem Sinn vor. Doch es
kam anders: Mit der Neuauflage ist die
Bielerin erneut hochgradig unzufrieden.
Steidle lehnt die Steuer-AHV-Reform ab,
die der Ständerat im Mai beschlossen
hat und die in dieser Woche erstmals in
der zuständigen Kommission des Natio-
nalrats beraten wird.

Die Vorlage stösst bislang vor allem
auf Kritik, weil sie zwei Themen ver-
knüpft, die nichts miteinander zu tun
haben: Firmensteuern und AHV. Silvia
Steidle und Finanzdirektoren anderer
Städte stören sich aber an einem ande-
ren Punkt: Die Steuerausfälle für Ge-
meinden und Städte seien immer noch
zu gross. Biel etwa würde die Hälfte der
Steuereinnahmen von Unternehmen
verlieren, warnt Steidle. Sie ist kampfbe-
reit. Wenn der Nationalrat die Ausfälle
nicht reduziert und es zum Referendum
kommt, ist im Abstimmungskampf mit
ihremWiderstand zu rechnen. «Es wäre
unverantwortlich von mir, eine solche
Vorlage zu unterstützen.»

Reform «nicht ausgewogen»
Ebenso entschlossen klingt es in Lau-
sanne: Wenn die Steuerausfälle so hoch
bleiben, «werden die Städte ihren Kampf
fortsetzen», erklärt Finanzdirektorin
Florence Germond (SP). Auch ihre Amts-
kollegen in Bern und Zürich, Michael
Aebersold (SP) und Daniel Leupi
(Grüne), zeigen sich unzufrieden.

Zwar geben alle angefragten Finanz-
direktoren noch keine definitive Posi-
tion ab. Doch ihre Antworten machen
klar, dass sie notfalls nicht davor zu-
rückschrecken, das Referendum zu
unterstützen. Würden sie die Reform
im Abstimmungskampf effektiv angrei-
fen? «Tendenziell ja», sagt der Berner
Finanzchef Aebersold. Der Zürcher
Leupi erklärt, die Variante des Stände-
rats erfülle die Erwartungen nicht. Sie
sei «nicht ausgewogen».

Der Widerstand der Städte kann die
Promotoren der Steuer-AHV-Reform
nicht kaltlassen. Er wurde schon dem
ersten Reformversuch zum Verhängnis.
Damals meinte man, wenn Bundesrat,
Parlament, alle bürgerlichen Parteien
und sämtliche Kantonsregierungen hin-
ter dem Vorschlag stünden, werde es

schon klappen. Dass es anders kam, lag
massgeblich an den vielen Kritikern in
den Regierungen von Städten und Ge-
meinden, die eine relativ hohe Glaub-
würdigkeit geniessen.

Im Abstimmungskampf entstand eine
Art Kettenreaktion: Den primär rot-grü-
nen Gegnern aus den Städten schlossen
sich immermehr besorgte Exekutivpoli-
tiker aus dem ganzen Land an, darunter
auch Exponenten bürgerlicher Parteien.
Ihre Warnungen waren wirkungsvoll:
Würden die Firmen so stark entlastet,
müsse man später die Steuern für die
Einwohner erhöhen. Das überzeugte
auch viele bürgerliche Wähler. Dieses
Argument dürfte beim zweiten Anlauf
wichtig bleiben.

Dabei sah es zuerst gut aus. Mit dem
neuen Vorschlag des Bundesrats waren
die Kritiker aus den Städten einverstan-
den, was Finanzminister Ueli Maurer
(SVP) als wichtiges Zeichen feierte.
Doch nachdem der Ständerat die Re-
form umgebaut hat, wenden sich die
städtischen Finanzchefs ab. Ihre Kritik
weckt auch Zweifel an der Taktik der
CVP-, SP- und FDP-Ständeräte, die hin-

ter dem neuen Deal stehen. Diese wol-
len die Reformmehrheitsfähig machen,
indem sie als sogenannte Kompensa-
tion die Beiträge an die AHV erhöhen.
Das ist nicht das, was die Städte woll-
ten: «Es wäre zu erwarten gewesen,
dass den Argumenten der Gegner, wel-
che in erster Linie die enormen Steuer-
ausfälle kritisierten, mehr Rechnung
getragen würde», kritisiert die Bielerin
Silvia Steidle.

Es geht um eine Viertelmilliarde
Diese Ausfälle sind zwar kleiner als beim
ersten Reformversuch, aber grösser als
beim Vorschlag des Bundesrats. Das
liegt primär daran, dass der Ständerat
die Dividendensteuern für Firmenbesit-
zer mit Aktienanteil über 10 Prozent
nicht stärker erhöhen will. Die städti-
schen Finanzchefs sprechen von rund
250 Millionen Franken, die nun fehlten.

Notfalls wollen sie mehr Geld vom
Bund, um die Ausfälle zu kompensieren.
Gleichzeitig müsse das Parlament die
Gemeindeklausel schärfer formulieren,
damit die Kantone ihren Städten und
Gemeinden sicher genug Bundesgeld für

den Ausgleich weiterleiten. Am Don-
nerstag können die Städter ihre Forde-
rungen im Bundeshaus vorbringen,
wenn die Wirtschaftskommission des
Nationalrats Anhörungen abhält.

Über die Reform entscheiden wird
der Nationalrat im September. Dass er
die Städte erhört, scheint unwahr-
scheinlich, denn diese haben ihre wich-
tigste Verbündete verloren: die SP. De-
ren wichtigste Exponenten sind nun be-
reit, die Steuerausfälle hinzunehmen,
damit die AHV mehr Geld erhält.

Aufgeben werden die Städte aber
kaum. Bei einem Referendum dürften
sie versuchen, die SP-Basis zu einer
Nein-Parole zu bewegen. Wie wichtig
den städtischen Finanzchefs die Steuer-
reform ist, zeigt sich daran, dass sie sich
eigens wegen dieser Vorlage gesamt-
schweizerisch verbündet haben, um
ihre Schlagkraft zu erhöhen. Nach dem
Vorbild der Kantonsregierungen bilde-
ten sie 2014 die Konferenz der städti-
schen Finanzdirektoren. Die vier zustän-
digen Regierungsmitglieder aus Bern,
Biel, Lausanne und Zürich sitzen alle in
deren Vorstand, Leupi ist Präsident.

Jetzt greifen die Städte auch
den AHV-Steuer-Deal an
Städtische Finanzdirektoren sind kampfbereit – wie vor dem Nein zur Unternehmenssteuerreform III.

Biel würde die Hälfte seiner Unternehmenssteuern verlieren, warnt Finanzdirektorin Silvia Steidle. Foto: RubenWyttenbach (13 Photo)

Ruedi Blumer
VCS-Präsident
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Beat Metzler

Hohe Neubauriegel, angeordnet um
einen begrünten Innenhof. So geht Städ-
tebau heute. Doch die 420Wohnungen
liegen nicht etwa in der Grossstadt Zü-
rich. Sie liegen in Olten, 50Kilometer
westlich. Und das macht einen gewalti-
gen Unterschied. Knapp 3 Jahre nach
Mietbeginn sind erst gut 80 Prozent der
Südwest-Wohnungen belegt. In Zürich
würde das nicht passieren. «Dort hätten
wir eine solche Siedlung schon vor der
Fertigstellung komplett vermietet», sagt
Sigmund Bachmann, Chef der Investo-
rin Terrana AG.

Olten Südwest ist keine Ausnahme, es
ist die Regel. Durch die Schweiz zieht
sich ein neuer Graben: der Leerstands-
graben. Fernab der grossen Zentren
bleiben nachts Tausende von Wohnun-
gen dunkel. Deren Eigentümer erfinden
immer neue Vergünstigungen, um Mie-
ter anzulocken. Sie erlassen Monats-
mieten, zahlen die Reinigung der alten
Wohnung, sponsoren Einstellplätze.

Diese Entwicklung läuft seit Jahren.
Und es wird weitergebaut in den betrof-
fenen Regionen, am Jurasüdfuss, im
Wallis, im Fricktal. Den Deutschschwei-
zer Rekord hält der Oberaargau, die Ge-
gend rund um Langenthal. Dort ist die
Leerstandsquote bei den Mietwohnun-
gen laut der Immobilienberatungsfirma
Wüest Partner auf elf Prozent geschnellt.
In Olten beträgt sie gut sieben Prozent,
fünf Punkte über dem Schweizer Schnitt.

Das Gegenteil geschieht in den gros-
sen Städten, allen voran in Zürich. Dort
gibt es seit über einem Jahrzehnt kaum
freie Zimmer. In Zürich überlegen sich
Wohnungssuchende, mit welchen Tricks
sie die Vermieter günstig stimmen könn-
ten. Und nicht umgekehrt.

Wohnungen in Olten wegzukriegen,
sei herausfordernd, sagt Sigmund Bach-
mann. Dabei liegt das Städtlein sehr
idyllisch, mit dem Zug braucht man nur
eine halbe Stunde nach Zürich. Auch die
Mieten seien 20 bis 40 Prozent günsti-
ger, sagt Bachmann. «Trotzdem. Die
Leute wollen in Zürich wohnen.»

Robert Weinert von Wüest Partner
teilt diese Diagnose: «Viele Wohnungen
sind in den letzten Jahren nicht dort ent-
standen, wo die Nachfrage besteht.» Da-
bei würden die Investoren noch so gerne
«für den Markt bauen», in Zürich oder
Basel, in Lausanne oder Genf. Aber das
sei schwierig, sagt Weinert. In Zürich
etwa fehle es an Boden, die Bewilligungs-
verfahren dauerten oft länger.

Auch Sigmund Bachmann hätte Olten
Südwest «mit Vergnügen» in oder um
Zürich erstellt: «Doch davon kann man
nur träumen.» Leider werde dort kaum
noch Land frei. Und falls doch, koste
dieses extrem viel.

Und so weichen die Grossinvestoren
in ländlichere Regionen aus. Eine Wahl
bleibt ihnen nicht. Versicherungen und
Pensionskassen müssen die Abermil-
liarden von Franken, die sie verwalten,
gewinnbringend unterbringen. Weil
sich die Zinsen die Null entlang bewe-
gen, rentieren Immobilienprojekte –
auch wenn nicht alles gleich weggeht.
«Bis zu einem gewissen Ausmass liegen
Leerstände drin», sagt Weinert. Die An-
leger gingen davon aus, dass die
Schweizer Bevölkerung auch in den
kommenden Jahren wächst; dass mehr
Arbeitsplätze entstehen und weitere
Menschen einwandern, die eine Woh-
nung brauchen.

Die Mobilitätsmaschine
Wenn sich Sibylle Wälty solche Statisti-
ken ansieht, schüttelt sie langsam den
Kopf. Wälty ist Doktorandin am Wohn-
forum der ETH Zürich. Sie forscht zur
«haushälterischen Nutzung» des Bo-
dens. Eine solche schreibt das Schwei-
zer Raumplanungsgesetz seit fast 40 Jah-
ren vor. «Aber nach wie vor geschieht
das Gegenteil davon.»

Dabei, sagt Wälty, liesse sich die ge-
forderte Genügsamkeit erreichen. An-
hand von zwei Zahlenverhältnissen
macht sie die Lösung deutlich: 2 zu 1.
Und 500 zu 15000.

2 zu 1 meint das Verhältnis zwischen
Wohnen und Arbeit. Auf einen Vollzeit-
arbeitsplatz kommen in der Schweiz
durchschnittlich zwei Bewohner. Das hat
Wälty ausgerechnet. In Zürich hingegen

fällt dieses Verhältnis ganz anders aus.
Die Stadt bietet viel mehr Arbeitsplätze
als Unterkünfte für Arbeitende. Pro Tag
pendeln daher 200000Menschen in die
Stadt hinein. «Zürich brauchte Wohn-
raum für zusätzliche 400000Menschen,
um ein theoretisches Gleichgewicht zu
erreichen», sagt Wälty.

In vielen ländlichen Gegenden läuft
es umgekehrt: Dort leben zu viele Men-
schen im Vergleich zu den Arbeitsplät-
zen, die es rundherum gibt. Der jetzige
Bauboom in Orten wie Laufental oder
Burgdorf verstärkt das Ungleichgewicht.

«Immer weniger Leute wohnen dort, wo
sie arbeiten, konsumieren und ihre Frei-
zeit verbringen», sagt Wälty.

Die Folge: Die Schweiz ist unterwegs,
der Verkehr schwillt an, auf den Stras-
sen, auf den Schienen. Kürzlich haben
die SBB neue Passagierzahlen veröffent-
licht. Es geht steil aufwärts. Allein den
Hauptbahnhof Zürich benutzten 2016
pro Tag 5,8 Prozent mehr Passagiere als
zwei Jahre zuvor. So entsteht, was «Dich-
testress» geschimpft wird.

Auf dem Land fehlten nicht nur die
Jobs, sagt Wälty. Läden, Kultureinrich-
tungen, Bars, Treffpunkte kämpften ums
Überleben. Das verstärke den Unter-
schied zur Stadt. Und schaffe nochmehr
Verkehr. «Wir sind zu Mobilitätsjunkies
geworden», sagt die Forscherin.

Hier setzt der zweite Wert an, den
Wälty berechnet hat: 500 zu 15000. In
einem Radius von 500 Metern müssten
mindestens 15000Menschen leben, da-
mit ein vielfältiges Angebot an Läden
und Restaurants bestehen könne. «Bei
einer geringeren Dichte haben die Ge-
schäfte zu wenig Kunden, die in Gehdis-
tanz wohnen», sagt Wälty. Das erklärt,
warum so viele Erdgeschosse ausserhalb
der Zentren leer bleiben: Es kommen

kaum Leute vorbei. Und viele Kunden
weichen aus ins Internet, in Einkaufs-
zentren oder in die Städte.

Erst wenn die zwei Verhältnisse – 2 zu
1 und 500 zu 15000 – erfüllt seien, sagt
Wälty, fänden die Menschen in ihrer
Umgebung, was sie für das tägliche Le-
ben brauchen. «Man sollte alle diese An-
gebote in zehn Gehminuten erreichen.
Dann stoppt die Mobilitätsmaschine.»

Zürich als Hauptschuldiger
Klingt logisch. Und bleibt doch fantas-
tisch. In der Schweiz kommt eine solche
Verzahnung von Arbeit, Wohnen und
Geschäften selten vor. In Zürich zum
Beispiel erreicht das Grenzgebiet zwi-
schen den Kreisen 3 und 4 Wältys Ideal.
Beide Quartiere entstanden vor allem
vor 1950. «Damals gab es keine ein-
schränkende Bau- und Zonenordnung.
Kaum jemand hatte ein Auto. Also legte
man alle Nutzungen nahe zusammen.»

Dieser Ansatz verlor nach dem Zwei-
tenWeltkrieg an Gültigkeit, das Zeitalter
der Zersiedelung begann. «Die Leute
wollten aufs Land ziehen», sagt Wälty.
Auto und öffentlicher Verkehr machten
aus dem Wunsch Wirklichkeit.

Vor gut 15 Jahren setzte eine Wende
ein. Viele Menschen lockte es zurück ins
Urbane. Seit den frühen Nullerjahren
wachsen die meisten grossen Schweizer
Städte, allen voran Zürich, wo letztes
Jahr 7628 Einwohner hinzukamen. Ge-
rade in den Kreisen 3 und 4 könnte man
wohl jede Wohnung doppelt vermieten.
Diese Umkehr sei eine Chance, sagt
Wälty. «Doch gebaut und geplant wird
weiterhin nach den Regeln der 50er-
Jahre. Das hat schwerwiegende Folgen.»

Zürich zum Beispiel biete höchste
städtische Qualitäten: beruhigte Stras-
sen, pünktliche Trams, tolle Kultur,
viele Hochschulen, immermehr Arbeits-
plätze. «Gleichzeitig schränkt die Stadt
die Menge der Menschen, die daran teil-
haben können, stark ein, und zwar über
Baugesetze und Zonierungen», sagt
Wälty. Damit schliesse sie weniger ver-
mögende Menschen aus. Und heize den
Bauboom in den Randregionen an.

Aus Wältys Sicht müsste man Zürich –
sowie andere Zentren – kompakter
bauen. Und zwar schnell. Damit könnten
mehr Menschen die urbanen Angebote
nutzen, ohne in den Zug oder ins Auto

steigen zu müssen. Gleichzeitig müssten
Investoren ihr Geld nicht in Siedlungen
stecken, auf die niemand gewartet hat.

Mit den Bauregeln, wie sie in Zürich
derzeit gelten, klappe eine solche Ver-
dichtung aber unmöglich, sagt Wälty.
Die Vorschriften seien statisch und
nicht mehr zeitgemäss. Gemeinsam mit
Juristen entwirft die Architektin des-
halb «dynamische Regelungen», die
sich der Umgebung anpassen. Je besser
zum Beispiel sich ein Ort mit dem öf-
fentlichen Verkehr erreichen lässt,
desto intensiver müsste der Boden dort
genutzt werden. «Nur so können neue
Zehn-Gehminuten-Nachbarschaften
entstehen.»

Doch Zürich wird so bald keine Auf-
und Einzonungen gewähren. Dabei wür-
den Linke wie auch Rechte das gut fin-
den. Grundsätzlich. Doch es gibt ein Pro-
blem, «Mehrwertabschöpfung» heisst
es. Lässt der Staat Bodenbesitzer dichter
bauen, verdienen sie mit dem Grund-
stück mehr Geld. Die Linken fordern,
dass bis zur Hälfte dieses – aus ihrer
Sicht unverdienten – Gewinns an den
Staat geht. Die Rechten wollenmöglichst
wenig abgeben. Die Vorlage dazu kommt
bald in den Kantonsrat. Bis sie umge-
setzt wird, dürfte es noch dauern.

Viele kleine Nachteile
Zurück in Olten Südwest. An einem Frei-
tagnachmittag trifft man kaum Men-
schen zwischen den Blöcken. Diese bil-
den auch erst den Anfang: Auf dem frü-
heren Zement-Areal soll ein neuer Stadt-
teil entstehen, mit 4000Einwohnern
und 1300 Arbeitsplätzen.

Vor dem Siedlungscafé Bloomell ho-
cken ein paar Nachbarn. Laut einem von
ihnen sei nicht Olten schuld an der mäs-
sigen Beliebtheit des neuen Quartiers.
Die Siedlung kranke an anderen Dingen,
einem schlechten Ruf zum Beispiel. Im
Vorfeld hätten sie manche als «Ghetto»
beschimpft. Auch der Busanschluss zum
Bahnhof genüge nicht. Und den Woh-
nungen fehle ein Balkon.

Mag sein. Doch all die Nachteile wür-
den in Zürich niemanden davon abhal-
ten, sich für Wohnungen zu bewerben,
wie sie Olten Südwest bietet: viereinhalb
Zimmer, dritter Stock, 1920Franken im
Monat. Ein Traum, einfach 50Kilometer
zu weit im Westen gelegen.

Voll verplant
In der Schweiz entstehen neue Wohnungen dort, wo es keine braucht. Und umgekehrt.
Das sorgt für immer mehr Verkehr. Bremsen könnten die grossen Städte.

In Städten leiden
dieMieter,
auf demLand
die Investoren.

«Wir sind Mobilitätsjunkies geworden», sagt eine ETH-Forscherin. Passagiere warten am Zürcher Hauptbahnhof. Foto: Reto Oeschger

Nachrichtendienst
Mitarbeiter freigestellt
wegen Pornokonsums

Beim Nachrichtendienst des Bundes ist
laut dem «SonntagsBlick» ein Mitarbei-
ter aufgefallen, der während der Dienst-
zeit regelmässig Pornoseiten im Internet
besuchte. Eine Sprecherin bestätigte,
dass der Nachrichtendienst einen Mit-
arbeiter wegen eines möglichen Verstos-
ses gegen die Informatiknutzungswei-
sungen freigestellt habe. Zudem sei die
Berner Staatsanwaltschaft eingeschaltet
worden, und diese soll Vorermittlungen
eingeleitet haben. (sda)

Justiz
Mehr Tierquäler
verurteilt
Schweizer Gerichte verurteilen gemäss
der «SonntagsZeitung» und «Le Matin
Dimanche» immer mehr Personen we-
gen Tierquälerei. So erfolgten im ver-
gangenen Jahr 474 Schuldsprüche, wie
Zahlen des Bundesamtes für Statistik
zeigen. 2007 waren es erst 166 Fälle.
«Das bedeutet, dass die Bevölkerung
besser hinschaut und Delikte konse-
quenter anzeigt», sagt dazu Gieri Bolli-
ger von der Stiftung Tier im Recht. (sda)

SP und SVP
Klar Position zu den
Sozialdetektiven bezogen
Die Delegierten von SP und SVP haben
am Wochenende Stellung gegenüber
einer möglichen Einsetzung von Sozial-
detektiven bezogen. Die SP-Delegierten
beschlossen praktisch einstimmig die
Nein-Parole zum Gesetz zur Überwa-
chung von Sozialversicherten. Ebenso
deutlich stellten sich die SVP-Delegier-
ten hinter das neue Gesetz. (sda)

Kurz

Der Bundesrat erhält in der
EU-Politik Rückendeckung
von seiner Partei.

Es dürfte eine wichtige Woche für
Aussenminister Ignazio Cassis (FDP)
werden. Aktuell wird davon ausgegan-
gen, dass er am Mittwoch in der Sitzung
des Bundesrates seine Kollegen über die
Ergebnisse der Verhandlungen mit der
Europäischen Union informiert.

Am Wochenende äusserte Cassis an
der Delegiertenversammlung zum wie-
derholten Mal seine Hoffnung auf einen
schnellen Abschluss des institutionellen
Rahmenabkommensmit der EU. Er erin-
nerte daran, dass der Bundesrat den bi-
lateralen Weg damit stärken wolle. Das
Ziel sei ein Abschluss bis zum Oktober.
Seine Partei bestätigte in einem Posi-
tionspapier, das ihre Delegierten verab-
schiedeten, den Wunsch nach einem
Rahmenabkommen. Ausserdem zeigte
sich die FDP zu inhaltlichen Anpassun-
gen bei den flankierenden Massnahmen
zur Personenfreizügigkeit bereit – so-
lange das heute geltende Niveau des
Arbeitnehmerschutzes gewahrt bleibt.
Zusätzliche flankierende Massnahmen
lehnte die Partei ab.

Die EU stört sich schon länger an den
flankierenden Massnahmen. Es wird
deshalb vermutet, dass Cassis dem Bun-
desrat Anpassungen vorschlagen wird.
Dies berichtet auch die «NZZ am Sonn-
tag». Sie beruft sich auf «verschiedene
Quellen». Im Gegenzug soll die EU zu Zu-
geständnissen beim Rahmenabkommen
bewegt werden – insbesondere bei der
Rolle der EU-Richter. Dies schreibt die
«SonntagsZeitung», welche die «Stoss-
richtung» von Cassis’ Bericht an den
Bundesrat kennen will.

Cassis’ Haus: Busse für Baufirma
Derweil wird bekannt, dass eine italieni-
sche Baufirma, die im September 2017 in
Cassis’ Wohnhaus im Tessin einen Auto-
lift installiert hat, gebüsst wurde. Dies
berichtet der «SonntagsBlick». Die in
Cassis’ Haus eingesetzten Arbeiter seien
nicht korrekt entlöhnt worden. Die
Busse für den geringfügigen Gesetzes-
verstoss beträgt 115 Franken.

Gemäss Cassis wurde die Firma von
seinem Architekten beauftragt. Laut sei-
nem Sprecher konnte im Tessin keine
Firma für diesen spezielle Auftrag gefun-
den werden. (bin)

Entscheidende
Tage für Cassis


